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Bau- und Siedlungsausschuss 
 

 

Ö F F E N T L I C H E   N I E D E R S C H R I F T 
 

der 16. Sitzung des Bau- und Siedlungsausschusses 
am Mittwoch, 21.08.2019, von 19:00 Uhr bis 21:45 Uhr 

Rathaus Glashütten, Sitzungszimmer im Bürgerservice, Schloßborner Weg 2, 61479 Glashütten 
 

 
 

 
 
 
 

Sitzungsverlauf 
 
 

1. Wahl eines stellv. Schriftführers für den Bau- und Siedlungsaus-
schuss 

27/GV 

 

Der Vorsitzende legt dar, dass die Formulierung der Beschlussvorlage aufgrund des Verhältniswahlrech-
tes so nicht korrekt ist. Einige man sich jedoch auf einen gemeinsamen Wahlvorschlag, entsprechend 
der Vorlage Herrn Meixner, könnte man über diesen abstimmen. Hierzu gibt es keine Einwände. 
 
Anschließend wird über folgende geänderte Beschlussvorlage abgestimmt: 
 
Der Bau- und Siedlungsausschuss beschließt den einheitlichen Wahlvorschlag Herrn Meixner zum stell-
vertretenden Schriftführer des Bau- und Siedlungsausschusses der Gemeinde Glashütten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
2. Mitteilungen des Vorsitzenden 
 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die im Ortsteil Schloßborn betriebene „Doolittle-Funfarm“ im Außenbe-
reich ein baugenehmigungspflichtiges Unternehmen darstellt. Eine solche Genehmigung liegt nicht vor. 
 
Frau Bannenberg teilt hierzu mit, dass man diese Angelegenheit der Bauaufsichtsbehörde gemeldet hat, 
diese aber keine Aktivität erkennen lässt. Auch das Veterinär- und Gesundheitsamt wurde informiert.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass dieses Unternehmen genehmigungspflichtig ist und die Sache von der 
Bauaufsichtsbehörde zu prüfen ist. Wenn die Bauaufsichtsbehörde nicht aktiv wird, sollte eine Dienst-
aufsichtsbeschwerde erfolgen. 
 
Herr Meixner erläutert die bisherigen Aktivitäten. Eine Stellungnahme des Gesundheitsamtes liegt vor. 
Demnach gibt es seitens des Gesundheitsamtes keine Beanstandungen. Die Antwort kam allerdings so 
schnell, dass eine korrekte Prüfung bezweifelt werden darf.  
 
3. Fortführung der Planungen zur Sanierung und Neugestaltung des 

Bürgerhauses Glashütten 
hier: Bürgerservice und Einwohnermeldeamt als Teil der Gesamt-
maßnahme 

126/GV 

 

Der Vorsitzende erläutert zunächst, dass der vom Gemeindevorstand vorgelegte und vom Bauamt ange-
regte Alternativvorschlag zur Erneuerung des Bürgerservices eine Erweiterung von rd. 80 m² vorsieht.  
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Im Hinblick auf den Raumbedarf für die Verwaltung teilt Frau Bannenberg einen Vermerk des Personal-
amtes an die Mitglieder des Bau- und Siedlungsausschusses aus. Der Vermerk ist der Niederschrift bei-
gefügt.  
 
Für die weiteren Erläuterungen wird das Wort an Herrn Meixner erteilt. Die Vorteile der Variante B im 
Vergleich zur Variante A werden erläutert. Fragen werden beantwortet. 
 
Auf Anregung des Vorsitzenden wird die Sitzung für eine Ortsbesichtigung ca. 19:40 unterbrochen. Die 
Rückseite des Bürgerhauses wird von den Anwesenden in Augenschein genommen. Um ca. 20:00 Uhr 
wird die Sitzung fortgeführt. 
 
Insbesondere von Herrn Matzack wird die Restbreite der Feuerwehrzufahrt von 3,50 m als zu schmal 
angesehen. Herr Meixner erläutert, dass diese Breite regelkonform ist.  
 
Von Herrn Hindrichs wird eingebracht, dass mit der Erweiterung möglicherweise der Bestandsschutz fällt 
und somit ein Aufzug zwingend erforderlich ist. Herr Meixner erklärt hierzu, dass der Bürgerservice kom-
plett ebenerdig und damit barrierefrei ist und somit eher als Argument gegen einen Aufzug verwendet 
werden könnte. 
 
Es wird festgestellt, dass eine abschließende Beurteilung derzeit noch nicht möglich ist. Der Entwurf wird 
einvernehmlich bis zur Klärung folgender Sachverhalte zurückgestellt: 
 

 Erforderliche Mindestbreite für die Feuerwehrzufahrt bzw. den Lieferanteneingang auch für Müll-
fahrzeuge 

 Bedarf eines Aufzuges für das erste Obergeschoss 

 Erläuterung des erweiterten Platzbedarfs sowie möglichst ausführliche und detaillierte   Vorstel-
lungen zum Gesamtprojekt Rathausumbau, um die Kosten - Nutzen - Relation beurteilen zu kön-
nen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Zurückgestellt 
 
4. Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunuskreis und der 

Gemeinde Glashütten zur Errichtung einer Einfeldsporthalle als 
Schulsportstätte der Grundschule Schloßborn und erweiterte Nut-
zung durch ortsansässige Sportvereine 

127/GV 

 

Der Vorsitzende fragt zunächst die Anwesenden nach Anmerkungen zum vorliegenden Vertragsentwurf. 
Frau Bannenberg erläutert hierzu die Ergebnisse der Beratungen in der HFA-Sitzung vom 20.08.2019. 
Frau Mangold teilt zu § 6 „Betriebskosten und Bauunterhaltung Sporthalle“ mit, dass sie gerne eine Re-
gelung für die Nutzung der Sporthalle aufgenommen hätte. Der Vorsitzende erläutert hierzu, dass dies in 
einer später zu erfolgenden Nutzungsvereinbarung geregelt wird. 
 
Der Vorsitzende schlägt vor, dass das im Zuge der Bauleitplanung „Am Silberbach“ in Auftrag zu geben-
de Energiekonzept im Ergebnis mit in die Planung der Sporthalle einfließen sollte und schlägt eine Ände-
rung des § 4 (3) entsprechend der nachfolgenden Formulierung vor. 
 
Über den folgenden geänderten Beschlussvorschlag wird abgestimmt: 
 
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt den Gemeindevorstand die beigefügte Verwaltungsvereinba-
rung mit folgender Ergänzung abzuschließen: 
 
Ergänzung: § 4 Bauverpflichtung Abs. 3 neu: 
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„Bei der Planung und Errichtung der Halle sind, soweit vorliegend, die Ergebnisse des von der Gemein-
de für den Gebietsbereich in Auftrag gegebenen kommunalen Energiekonzepts nach den Förderrichtli-
nien des Landes Hessen zu berücksichtigen.“ 
 
Abs. (3) alt wird (4) neu und Abs. (4) alt wird (5) neu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
5. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 

Die Bürgermeisterin teilt mit, dass es seitens der Kämmerei einen Fehler bei der Gegenüberstellung der 
Modelle zur Finanzierung der Straßen gegeben hat und teilt den Mitgliedern der Bau- und Siedlungsaus-
schusses einen Aktenvermerk von Herrn Knull aus. Der Aktenvermerk ist dem Protokoll beigefügt. 
 
In diesem Zusammenhang teilt Frau Bannenberg mit, dass der Landtag diese Woche über einen Antrag 
der SPD-Fraktion zur Abschaffung der Straßenbeiträge abstimmt.  
 
Zur Anfrage der CDU-Fraktion zum Leader-Projekt teilt Frau Bannenberg mit, dass die Frage aufgrund 
eines technischen Fehlers nicht auf der Tagesordnung ist, obwohl die Antwort vorliegt.  
 
Zusammenfassend wird zum Thema mitgeteilt, dass der Antrag für die Neugestaltung des Treppenauf-
gangs am Türmchen im Ortsteil Schloßborn gestellt worden ist. Zum Thema Mitfahrerbänke teilt Frau 
Bannenberg mit, dass man sich an das Konzept aus Weilburg gehalten hat. In Glashütten soll ein 
Standort zwischen den Lebensmittelmärkten entstehen. In Schloßborn soll es einen Standort am Caro-
mber Platz geben und in Oberems an der alten Schule.  
 
Für 2020 ist eine weitere Maßnahme für das Leader-Projekt zur Einhausung der Glascontainer am Re-
we-Markt und die Schaffung eines Rastplatzes am Limes-Eingangsportal vorgesehen.  
 
Herr Wittlich gibt einen Statusbericht zu den laufenden Tiefbaumaßnahmen. Demnach sind Planungs-
aufträge für die größeren Maßnahmen an der Ortsdurchfahrt Schloßborn und zur grundhaften Erneue-
rung der Dattenbachstraße erteilt worden. Kleinere Planungsaufträge für die Anbindung des Waldkin-
dergartens an die L3450, Verbindungswasserleitung zwischen dem Mühlweg und „Am Steinchen“ sowie 
für die Erneuerung des Kanals zwischen der „Hirtenstraße“ und „Am Bienengarten“, inklusive der Aufträ-
ge für die Bodenerkundung sind ebenfalls beauftragt worden.  
 
Herr Matzack bittet um Berücksichtigung von Fraktionssitzung bei der Terminwahl für Ausschusssitzun-
gen. 
 
Herr Abbé fragt, ob eine Anpassung der Stellplatzsatzung, hinsichtlich der gesetzlichen Möglichkeiten 
zur Berücksichtigung von Stellplätzen für Radfahren geplant ist. Der Vorsitzende stellt fest, dass eine 
Berücksichtigung von Fahrradstellplätzen als Ersatz für geforderte PKW-Stellplätze im innerstädtischen 
Bereich Sinn macht, in der Gemeinde Glashütten allerdings nicht. Er empfiehlt, die Stellplatzsatzung zu 
überarbeiten und beim Hess. Städte - und Gemeindebund nach einem entsprechenden Muster nachzu-
fragen. 
 
Frau Bannenberg teilt mit, dass für die Gemeinde zwei E-bikes angeschafft werden sollen. Diese sollen 
auch an Wochenenden ausgeliehen werden können.  
 
6. Verschiedenes 
 

Es lagen keine Wortmeldungen vor. 
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Die Vorsitzende ausgefertigt: 
  
  
gez. Christoph Barth gez. Jörg Wittlich 
 Schriftführer 
 
 
 
 
 
 











































Neugestaltung des Bürgerservices im Erdgeschoß des 

Bürgerhauses Glashütten 

Hier: Klärung von Sachverhalten zur Beurteilung der Planung “Variante B“ mit 

Anbau im rückwertigen Bereich 

 

1. Erforderliche Mindestbreite für die Feuerwehrzufahrt bzw. den 

Lieferanteneingang, auch für Müllfahrzeuge 

Die Nutzung der hinteren Einfahrt als zwingend notwendige Feuerwehrzufahrt 

ist nach §5 HBO nicht erforderlich. Sämtliche Gebäudeteile liegen weniger als 

50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt und können direkt erreicht 

werden  

 

 

Im Übrigen ist die Mindest-Zufahrtsbreite einschließlich der Vorgaben bei 

Eckumfahrungen auch bei der geplanten Erweiterung gegeben. Gleiches gilt 

für  Liefer- und Entsorgungsfahrzeuge. 

Bei seitlicher Begrenzung durch Gebäude  auf einer Länge von mehr als 12,0 m 

muss die Durchfahrtsbreite mindesten 3,50 m betragen. Dies wurde in der 

Planung Berücksichtigt. Sämtliche Vorgaben werden eingehalten. 

HBO § 5 

Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken 
 
(1) 
1 

Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder 
Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zu schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu schaffen, wenn 
der zweite Rettungsweg dieser Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt.  
2 

Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 
Stellen mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegt, ist in den Fällen des Satz 1 anstelle eines 
Zu- oder Durchganges eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen.  
3 

Ist für die Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafür 
erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflächen herzustellen.  
4 

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche 
entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden 
gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des 
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.  
5 

Soweit erforderliche Flächen nicht auf dem Grundstück liegen, müssen sie öffentlich-rechtlich 
gesichert sein. 
 
(2)  
1 

Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen und Bewegungsflächen müssen für Feuerwehrfahrzeuge 
ausreichend befestigt und tragfähig sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und ständig 
freizuhalten.  
2 

Die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein.  
3 

Fahrzeuge dürfen auf den Flächen nach Satz 1 nicht abgestellt werden. 

 



 

 

 

 

 

Hinweis: Die Aufstellung eines Brandschutzkonzeptes durch einen 

Brandschutzsachverständigen ist Bestandteil eines erforderlichen 

Bauantragsverfahrens und zu beauftragen. 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft,   

Energie, Verkehr und 

Landesentwicklung 

Hessische  

Verwaltungsvorschrift  

Technische Baubestimmungen  

(H-VV TB)  

Anlage 14: Muster-Richtlinien 

über Flächen für die Feuerwehr 



 

2. Bedarf eines Aufzuges für das Obergeschoß 

 

Die hessische Bauordnung definiert in §54 (2) relativ klar, wie mit 

Barrierefreiheit im öffentlichen Bereich umzugehen ist. 

 

 

  

Nach Prüfung durch eine Fachfirma ist ein Aufzug mit verhältnismäßig 

geringem Aufwand im Innern des Verwaltungsgebäudes einbaubar, so dass 

auch das Obergeschoß barrierefrei erreichbar wäre. Hierzu werden zudem 

vom hessischen Sozialministerium 80-90 % Zuschuss gewährt. Es ist eine 

Selbstverständlichkeit, dass öffentliche Einrichtungen barrierefrei zugänglich 

sind.  

 

HBO § 54 
 
Barrierefreies Bauen 
 
(1)  
1 

In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müssen mindestens 20 Prozent der Wohnungen 
barrierefrei erreichbar und zugänglich sein, höchstens jedoch 20 Wohnungen.  
2 

In diesen Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie die  
Küche oder die Kochnische barrierefrei zugänglich sein.  
3 

Die Räume nach Satz 2 sind so herzustellen und vorzubereiten, dass sie für eine barrierefreie 
Nutzung leicht einzurichten und auszustatten sind.  
4 

Soweit die Wohnung über einen Freisitz verfügt, muss dieser von der Wohnung aus schwellenlos 
erreichbar sein.  
5 

§ 42 Abs. 5 bleibt unberührt. 
 
(2)  
1 

Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen Besucher- und 
Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein.  
2 

Dies gilt insbesondere für:  1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens, 
2. Sport- und Freizeitstätten, 
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 
5. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten, 
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

3 

Die Barrierefreiheit darf sich auf bestimmte Räume oder Bereiche beschränken, wenn dies  
einer zweckentsprechenden Nutzung der Räume oder Anlage nicht entgegensteht.  
4 

Toilettenräume und notwendige Stellplätze für Besucher und Benutzer müssen in der erforderlichen  
Anzahl barrierefrei sein. 
 
(3) 
 Anforderungen der Abs. 1 und 2 gelten jeweils nicht, soweit sie nur mit einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand umgesetzt oder aus bautechnischen Gründen nicht erfüllt werden können. 
 

 



3. Erläuterung des erweiterten Platzbedarfs sowie möglichst ausführliche 

und detaillierte Vorstellungen zum Gesamtprojekt Rathausumbau, um 

die Kosten-Nutzen-Relation beurteilen zu können. 

Durch die Rathausumgestaltung sollen die räumliche Zuordnung einzelner 

Ämter nach Synergien und besucherstark frequentierten Bereiche zusammen-

gefasst und optimiert, fehlende Räume ergänzt bzw. zu kleine Räumlichkeiten 

erweitert werden. Letzteres ist ohne Generierung  zusätzlicher Flächen nicht 

möglich. 

a. Nach der Planungsvariante B entstünde im EG  mit Bürgerservice und 

Ordnungsamt sowie Steueramt, Kämmerei und Kasse, alles Bereiche mit 

hoher Besucherfrequenz, ein räumlich separater Verwaltungstrakt .  

b. Aufgrund des Umzuges einzelner Ämter werden Flächen im OG frei, die 

zur Erweiterung kleiner Räumlichkeiten oder Neuschaffung gar fehlender 

Räumlichkeiten genutzt werden. Diese sind im Einzelnen: 

- Konferenzzimmer (derzeit im EG, zu klein) 

- Personenaufzug (fehlt, OG nur über Treppe zugänglich) 

- Behinderten-WC (fehlt, neu im Verwaltungstrakt EG) 

- Ruheraum  (fehlt, neu im Verwaltungstrakt OG) 

- Pausenraum für Mitarbeiter (fehlt, neu im OG) 

- Teeküche  (derzeit mit Kopierraum im OG, zu klein) 

- Kopierraum  (derzeit mit Teeküche im OG, zu klein) 

- Bauamt  (erheblicher Flächenbedarf, zu klein) 

Angrenzend an den Bühnenraum des Bürgersaales ergibt sich im EG 

nebenbei von Vereinen gewünschte Lagerfläche. 

Nach Planungsvariante B wird der Flächenbedarf ausschließlich durch den 

Anbau im Erdgeschoss gedeckt, sofern Aktenlagerung einzelner Ämter durch 

Archivierung im KG optimiert und somit Stellfläche für Möblierung eingespart 

wird. Eine Flächenerweiterung im OG ist nicht  erforderlich. 

 

 

Anlagen: 1. Bestandsaufnahme mit Möblierung, OG,  Verf.: Bauamt 

  2. Planungsvariante B, EG,    Verf.: Ing.-Büro Dick 

  3. Planungsvariante B, OG    Verf.: Bauamt 
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Bürgermeisterin
Frau Bannenberg

Bürgermeisterin, Assistenz
Frau Mühr

Hauptamt
Herr Gottschalk
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Herr Asch

Zentrale
Frau Bantelt
Frau Wehner-Geiß

Kasse
Herr Lehmann

Ordnungsamt
Herr Lehr
Frau Müller

Bauamt
Herr Meixner
Herr Wittlich

Bauamt Assistenz,
Bestattung
Frau Paul

Besprechungszimmer

Kämmerei
Herr Maurer

Steueramt
Frau Kaul

Toiletten

Teeküche
Kopierraum

Serverraum
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Anbau und Neugestaltung 
Bürgerhaus Glashütten

Umgestaltung Verwaltung 
1. Obergeschoß
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Zeichner : Richard  Meixner, Architekt 
Bauamtsleitung
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Bürgermeisterin
Frau Bannenberg
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Frau Mühr

Hauptamt
Herr Gottschalk

Personalamt
Herr Asch
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Konferenzraum

Bauamt
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Bauamt Assistenz,
Bestattung
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Bauamt
Herr Meixner
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Serverraum

Ruheraum Zentrale

Raumkanten des bestehenden  
Sitzungszimmers im EG zum  
Vergleich
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